
Seit 2001 lässt die Bundesregierung regelmäßig einen Bericht über die Lebens-
lagen armer Menschen in Deutschland erstellen. Eine Bevölkerungsgruppe war 
allerdings lange Zeit von der Berichterstattung ausgeschlossen, und auch jetzt 
erfahren wir immer noch viel zu wenig über sie aus der offiziellen Statistik: 
Menschen mit Beeinträchtigung. Dabei wird schon lange vermutet, dass aus ei-
ner Beeinträchtigung spezifische Armutsrisiken entstehen können. Wenn sich 
Einschränkungen etwa des Körpers, der Sinne, der Psyche oder des Intellekts 
mit den Lebenslangen der betroffenen Menschen verbinden, erwachsen aus ih-
nen „Behinderungen“. Sie können die Gefahr, in Armut abzurutschen, deutlich 
erhöhen.

Für Deutschland ist dieser Befund der Politik keinesfalls neu. Bereits der erste 
Teilhabebericht der Bundesregierung aus dem Jahr 2013 zeigte auf, dass Men-
schen mit einer Beeinträchtigung stärker von Einkommensarmut betroffen 
sind als nicht behinderte Menschen. Aktuelle Berechnungen auf Basis des So-
zio-oekonomischen Panels (SOEP) erlauben einen genaueren Einblick in die Le-
benslagen von Menschen mit Beeinträchtigung und ihr Armutsrisiko. 

Seit 2012 fragt das SOEP die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Umfrage, ob 
sie durch ein gesundheitliches Problem in Tätigkeiten des Alltagslebens einge-
schränkt sind und ob diese Beeinträchtigungen schon länger als ein halbes Jahr 
andauern. Der Anteil dieser Gruppe mit einer solchen längerfristigen Behinde-
rung betrug 2017 hochgerechnet 34,1 Prozent an der Gesamtbevölkerung in 
Deutschland, wobei der Anteil bei den über 65-Jährigen mit 56,4 Prozent deut-
lich höher war als bei den bis 65-Jährigen mit 26,8 Prozent. Wie hoch ist nun das 
Armutsrisiko für diese Menschen? Als von Einkommensarmut bedroht gelten 
dabei jene Personen, die in einem Haushalt leben, dem weniger als 60 Prozent 
des Medianhaushaltseinkommens zur Verfügung stehen. Im Vergleich zur Ar-
mutsrisikoquote in der Gesamtbevölkerung ist das Armutsrisiko von Menschen 
mit einer längerfristigen Beeinträchtigung erheblich höher: 2017 lag es für Per-
sonen ohne Beeinträchtigung bei 11,9 Prozent, für Menschen mit einer länger-
fristigen Beeinträchtigung dagegen bei 18,7 Prozent. Bei den unter 65-Jährigen 
ist dieser Unterschied noch größer: 12,5 Prozent der Personen ohne Beeinträch-
tigung leben in armutsgefährdeten Haushalten, bei Menschen mit Beeinträchti-
gung ist es fast ein Viertel (23,1 Prozent). 

Menschen mit Beeinträchtigung sind also doppelt benachteiligt: Nicht nur haben 
sie mit langfristigen Einschränkungen in ihrem täglichen Leben zu tun, sie sind 
auch einem höheren Armutsrisiko ausgesetzt. Dass insbesondere beeinträchtig-
te Menschen im erwerbsfähigen Alter betroffen sind, weist auch auf einen 
wichtigen politischen Handlungsbedarf bei der gesellschaftlichen Teilhabe be-
hinderter Menschen hin. Vor allem aber zeigen diese Zahlen: Die offizielle 
Armuts bericht erstattung muss Menschen mit Beeinträchtigung und Daten zu 
ihren besonderen Lebenslagen systematisch berücksichtigen. Für die Bundesre-
gierung ergeben sich damit vor allem zwei Aufgaben: 

Erstens: Das Thema „Menschen mit Beeinträchtigung“ muss endlich als Quer-
schnittsthema verstanden werden. Das bedeutet: Alle für die Armutsberichter-
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stattung der Bundesregierung verwendeten Indikatoren müssen nach Frauen, 
Männern und Kindern mit einer längerfristigen Beeinträchtigung und den un-
terschiedlichen Formen dieser Beeinträchtigungen differenzieren. Dabei gilt es 
besonders jene Ursachen für Armut zu identifizieren, die auf eine Beeinträchti-
gung zurückzuführen sind. 

Zweitens: Es müssen repräsentative Daten erhoben, bestehende Barrieren für 
die Datensammlung beseitigt werden. Das SOEP beispielsweise erfasst zwar seit 
2012 das Item „Gesundheitliche Beeinträchtigung länger als sechs Monate“, be-
rücksichtigt jedoch keine Menschen, die in einem Wohnheim oder einer Pflege-
einrichtung wohnen. Aber gerade dort leben überdurchschnittlich viele Men-
schen mit Beeinträchtigung. 2017 lebten über 200.000 Menschen in betreuten 
Wohneinheiten und 877.000 in vollstationärer Dauerpflege. Die Erhebungsme-
thoden des SOEP selbst sind zudem nicht barrierefrei, Deutsche Gebärdenspra-
che oder Leichte Sprache kommen beispielsweise nicht zur Anwendung, was die 
Teilnahme von Menschen mit Beeinträchtigung erschweren kann. Die zuvor 
präsentierten Unterschiede der Armutsrisiken stellen damit wahrscheinlich 
nur einen Teil der tatsächlichen Lage dar. Das Armutsrisiko für die gesamte 
Gruppe der Menschen mit Beeinträchtigung dürfte deutlich größer sein. 

Eine Datenerhebung mit geeigneten Methoden für Menschen mit Beeinträchti-
gung würde auch den Vorgaben der für Deutschland seit 2009 verbindlichen 
UN-Konvention für die Rechte von Menschen mit Behinderungen entsprechen. 
Sie geht vom einem sozialen Verständnis von Behinderung aus. Demnach ist 
eine Behinderung kein Persönlichkeitsmerkmal, insbesondere kein Defizit, Ma-
kel oder gar ein unüberwindbares Schicksal. Vielmehr sind Behinderungen das 
Ergebnis der Wechselwirkung einer längerfristigen individuellen Beeinträchti-
gung einer Person und ihrer sozialen Umwelt. Erst aus dieser Interaktion 
 entstehen die Dynamiken sozialer Ungleichheit, die zu menschenrechtlich rele-
vanten Benachteiligungen führen können. Es ist daher das von der UN-Behin-
dertenrechtskonvention erklärte menschenrechtliche Ziel, diese in der Umwelt 
begründeten Behinderungen zu überwinden oder in Zukunft zu vermeiden. 

Der Bundesregierung steht damit erhebliche Arbeit bevor. Zwar hat sie nach 
langjähriger Vorbereitung 2017 die Durchführung einer zunächst einmaligen 
Erhebung – des repräsentativen Teilhabesurveys – veranlasst, die noch bis 2021 
laufen wird und deren Methodik vielversprechend ist. So werden etwa Bewoh-
nerinnen und Bewohner stationärer Einrichtungen sowie Wohnungslose in die 
Befragung aufgenommen. Eine kontinuierliche, systematische Erhebung fehlt 
jedoch weiterhin. Der aktuelle 658 Seiten starke 5. Armut- und Reichtumsbe-
richt der Bundesregierung widmet den Menschen mit Behinderungen lediglich 
ein Kapitel mit neun Seiten, die Darstellung der Indikatoren geht nirgends auf 
die spezifischen Lebenslagen dieser Personengruppe ein. 

Dieser blinde Fleck in der Armutsberichterstattung der Bundesregierung führt 
zu einer nicht haltbaren Vernachlässigung einer gesellschaftlichen Gruppe, die 
mit großen Benachteiligungen zu kämpfen hat. Die Bundesregierung muss des-
halb die Chance ergreifen, die laufende 6. Berichterstattung zu Armut und 
Reichtum in Deutschland nachhaltig zu ergänzen.
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